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l. Ortsſtraßen , Baufluchten .
Geſetz vom 20 . Februar 1868 , die Anlage der

Ortsſtraßen und die Feſtſtellung der Baufluchten
betreffend .

( Reg. ⸗Bl. S. 286 ) in der durch das Geſetz vom 3. März 1880 ( Geſ . ⸗

und V. ⸗O. Bl . S . 47 ) bewirkten Faſſung .

Art . 1. Die Verpflichtung zur Herſtellung und Unter⸗

haltung der Ortsſtraßen und öffentlichen Plätze liegt der Ge⸗

meinde ob .

Soweit jedoch dieſelben Beſtandtheile einer Landſtraße

bilden , ſind hinſichtlich dieſer Verpflichtung die Beſtimmungen

des Straßengeſetzes maßgebend .
Art . 2 . Behufs der Anlegung neuer Ortsſtraßen ſind

Pläne nach dem vorausſichtlichen Bedürfniſſe der näheren

Zukunft feſtzuſtellen .
Hierbei , ſowie bei Erweiterung , Verlegung der Orts⸗

ſtraßen und der allgemeinen Beſtimmung der Straßenhöhe ,

ſowie der Bauflucht an einer Ortsſtraße , tritt folgendes Ver⸗

fahren ein :

1. Die näheren Beſtimmungen über die neue Anlage werden

zunächſt vom Gemeinderathe feſtgeſtellt , durch ausgeſteckte

Pfähle und Profile auf den Grundſtücken ſelbſt und durch

Aufnahme eines geometriſchen Planes anſchaulich gemacht ,

in welchem die Straßenlinie , Straßenhöhe , die Baufluch⸗

ten , ſowie die benachbarten Grundſtücke der Lage und Größe

ihres Areals nach und unter Angabe der Namen ihrer

Eigenthümer eingetragen ſein müſſen .

2. Das Bezirksamt läßt nach Erhebung eines techniſchen

Gutachtens den vom Gemeinderath übergebenen Plan zur

Einſicht der Betheiligten durch wenigſtens vierzehn Tage

im Rathhauſe niederlegen , indem es zugleich eine ange⸗

meſſene Friſt feſtſetzt , binnen welcher Einwendungen gegen
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die beabſichtigte Anlage bei Ausſchlußvermeiden geltend
zu machen ſind .

3. Dieſe Verfügung iſt in der für die Verkündigung bezirks⸗
polizeilicher Vorſchriften angeordneten Weife zur allge⸗
meinen und durch mündliche Eröffnung oder ſchriftliche
Einhändignng zur beſonderen Kenntniß der im Groß⸗
herzogthum an bekannten Orten anweſenden Betheiligten
zu bringen .

4. Erforderlichen Falls hält das Bezirksamt mit Beiziehung
des Gemeinderaths , der Betheiligten und Sachverftän⸗
digen eine Tagfahrt zur Einnahme eines Augenſcheins
und zur Erörterung des Plans , ſowie der etwa dagegen
erhobenen Einwendungen ab .

5. Nach beendigter Vorverhandlung beſchließt der Bezirks⸗
rath über die Feſtſtellung des Planes .

6. Sobald der Plan endgiltig feſtgeſtellt iſt , wird er in
der für ortspolizeiliche Vorſchriften beſtimmten Art be⸗
kannt gemacht und zur Einſicht auf dem Rathhauſe 14

Tage öffentlich aufgelegt .
Art . 3. Endgiltig feſtgeſtellte Pläne bleiben in Kraft , ſo lange

ſie nicht nach Maßgabe obiger Vorſchriften geändert werden .

Art . 4. Die zur Anlegung oder Erweiterung von Orts⸗
ſtraßen oder Plätzen erforderliche Fläche iſt von der Gemeinde
zu erwerben , und zu dieſem Behufe nach Feſtſtellung des
Bauplanes nöthigenfalls eine Entſcheidung des Staatsmi⸗
niſteriums zu erwirken , durch welche diejenigen , deren Eigen⸗
thum nach dem Plane zu der Anlage verwendet werden ſoll ,
für verbunden erklärt werden , auf Verlangen der Gemeinde
das nöthige im Plane bezeichnete Gelände gegen Entſchädigung
abzutreten .

Art . 5. Der Gemeinderath kann die Abtretung zu jedem
ihm geeigneten Zeitpunkte , felbſt wenn die Ausführung des
Planes noch nicht in Angriff genommen werden ſollte , von
dem einzelnen Grundbeſitzer und zwar , ſoweit nicht die §88 30 ,
31 und 3Zs des Geſetzes vom 28 . Auguſt 1835 über die
Zwangsabtretung entgegenſtehen , ohne Rückſicht auf die Größe
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der Grundſtücke auf einmal oder ſtückweiſe , ſowohl der Länge
als der Breite nach , verlangen .

Wird der Wiederaufbau eines ſchon beſtandenen Gebäudes

auf derſelben Stelle deshalb verſagt , weil deſſen Grundfläche
nach dem feſtgeſtellten Bauplan ganz oder zum Theil zur

Herſtellung oder Erweiterung einer Straße oder eines Platzes
nöthig iſt , ſo muß der fragliche Theil des überbaut geweſenen

Grundſtücks , beziehungsweiſe das ganze Grundſtück ſeitens der

Gemeinde ſofort angekauft werden .

Art . 6. Wird der Plan nicht ausgeführt ( Art . 3) , ſo
kann der Eigenthümer , welcher im Zwangswege eine Liegen⸗

ſchaft abzutreten hatte , gegen Rückerſatz der empfangenen Ent⸗

ſchädigung ſein Eigenthum wieder an ſich ziehen .
Art . 7. Den Bauunternehmern gegenüber hat die Feſt⸗

ſtellung des Bauplanes die Wirkung , daß für die aufzufüh⸗
renden Bauten die feſtgeſetzte Straßenhöhe und für die nach

der Ortsſtraße gerichtete Seite eines Gebäudes , ſoweit ſie

über die Straßenfläche hervorragt , die feſtgeſtellte Bauflucht
maßgebend iſt .

Eine Abweichung iſt nur mit Genehmigung der Bau⸗

polizeibehörde oder in der Art zuläſſig , daß Gebäude hinter
die Bauflucht in gleichlaufender Linie mit derſelben zurück⸗

geſetzt werden .

Art . 8. Bei neu anzulegenden Ortsſtraßen kann die Ein⸗

haltung der Vorſchriften des Artikels 7 und die Befolgung
der für das Bauen an Ortsſtraßen gegebenen polizeilichen
Vorſchriften nur da verlangt werden , wo die Straße bis zu

dem Bauplatze und längs desſelben bereits von der Gemeinde

übernommen , auf mindeſtens 15 Fuß Breite in der endgil⸗

tigen Straßenhöhe für Fußgänger und Fuhrwerk benützbar
hergeſtellt und in ihrer ganzen künftigen Breite abgepfählt
iſt , oder wo dieſen Bedingungen ohne Verzug Genüge ge⸗

leiſtet wird .

Art . 9. Durch Gemeindebeſchluß kann mit Staatsge⸗

nehmigung beſtimmt werden , daß bei der Anlegung einer

neuen Ortsſtraße , ſowie beim Anbau an eine ſchon vorhan⸗

dene , noch unbebaute Ortsſtraße , der Aufwand für den Er⸗
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werb des für die Straße nöthigen Geländes , ſowie die Koſten
der den Bedürfniſſen des Verkehrs entſprechenden erſten Ein⸗
richtung der Straße und der zeitweiſen , höchſtens jedoch fünf⸗
jährigen Unterhaltung derſelben ganz oder theilweiſe von den
angrenzenden Eigenthümern , ſobald ſie auf ihren Grundſtücken
Bauten ausführen , getragen oder erſetzt werden .

Ebenſo kann durch Gemeindebeſchluß mit Staatsgeneh⸗
migung beſtimmt werden , daß die Eigenthümer der an ſolche
Ortsſtraßen angrenzenden , ſchon früher ausgeführten Bauten ,
wenn dieſen die Straße in hervorragendem Maße beſonderen
Nutzen bietet , einen entſprechenden Beitrag zu den in Abſatz 1
genannten Koſten zu leiſten haben .

Art . 10 . Wollen Bauunternehmer oder Baugeſellſchaften
auf ihrem Eigenthum ganze Ortstheile oder Straßen zur Aus -
führung bringen , ſo haben ſie ſich zur Erwirkung der Feſtſtellung
der Bauflucht ( Artikel 2) an den Gemeinderath zu wenden .

Wird das Begehren vom Gemeinderath zurückgewieſen,
oder demſelben nicht binnen 3 Wochen weitere Folge gegeben ,
ſo können die Unternehmer nach Befolgung derſelben Anord⸗
nungen , wie ſie in Art . 2 Ziff . 1 vorgeſchrieben ſind , dem
Bezirksamte behufs der Vernehmung des Gemeinderaths und
der weiteren Behandlung nach Maßgabe der Ziffern 2 — 6
des Artikels 2 Vorlage machen .

Wird dem Geſuche ſtattgegeben , ſo ſind zugleich die Be⸗
dingungen bezüglich der Herſtellung und Unterhaltung , be⸗
ziehungsweiſe der einſtigen Uebernahme der fraglichen Orts⸗
ſtraßen oder Plätze auf die Gemeinde feſtzuſetzen.

Ift auf ein derartiges Geſuch die Bauflucht endgiltig feſt⸗
geſtellt , ſo treten auch hier die Artikel 3 und 7 in Wirkſamkeit .

Art . 11 . Iſt die Bauflucht für den Anbau an einer ſchon
beſtehenden Ortsſtraße nicht allgemein feſtgeſetzt , oder ent⸗
ſtehen Streitigkeiten über die Einhaltung der allgemein feſt⸗
geſtellten Fluchtlinie , ſo wird die Bauflucht für den einzelnen
Fall nach Vernehmung des Gemeinderaths , und in den Fällen
des Artikels 1 Abſatz 2 nach Vernehmung der Straßenbau⸗
verwaltung durch die Baupolizeibehörde beziehungsweiſe den
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Bezirksrath beſtimmt . Gleiches gilt bezüglich der Beſtimmung

Art . 12 . Sowohl für neu anzulegende , als für ſchon

beſtehende Ortsſtraßen kann durch Gemeindebeſchluß mit

Staatsgenehmigung feſtgeſetzt werden , daß die Hauseigen⸗

thümer die Koſten der neuen Herſtellung der vor ihren Grund⸗

ſtücken hinziehenden unterirdiſchen Abzugskanäle theilweiſe zu

tragen oder zu erſetzen haben .
Art . 13 . In gleicher Weiſe kann die Pflicht der Herſtel⸗

lung und Unterhaltung der öffentlichen Gehwege (Trottoirs ) ,
der Rinnen und Kanäle , welche zur Ableitung von Regen⸗

waſſer oder Unrath in die öffentlichen Abzugsgräben dienen ,

den angrenzenden Eigenthümern , einem jeden , ſoweit ſein

Grundſtück reicht , völlig oder zum Theil auferlegt werden .

Art . 14 . In den Fällen der Artikel 9, 12 und 13

werden Streitigkeiten zwiſchen der Gemeinde und dem ein⸗

zelnen Grundbeſitzer über deſſen Beitragspflicht und die Größe

der ihm angeſonnenen Leiſtung vor den Verwaltungsgerichten

verhandelt und nach dem allgemeinen Maßſtab entſchieden ,

den der Gemeindebeſchluß für den Beizug der an die Straße

grenzenden Eigenthümer feſtſtellt .
Art . 15 ſiehe Seite 65 .

Art . 16 ſiehe Seite 67 .

Art . 17 . Eine Entſchädigung können Diejenigen , welche

durch Feſtſtellung der Bauflucht oder durch die Vorſchrift der

Artikel 15 und 16 genöthigt ſind , einen Theil ihres Eigen⸗

thums unüberbaut liegen zu laſſen , wegen dieſer Einſchränkung
nicht verlangen .

Art . 18 . Wird die Höhe einer Ortsſtraße verändert , ſo

aben die Gemeinde beziehungsweiſe die zur Herſtellung der

Straße Verpflichteten die dadurch nöthig werdenden Ver⸗

änderungen an den Zufahrten und Zugängen der anſtoßenden

Liegenſchaften , ſoweit dieſe Letzteren durch die Veränderung

nicht einen höheren Werth erhalten haben , auf ihre Koſten

herzuſtellen und bei Gebäuden außerdem für eine etwa ein⸗

getretene Werthsverminderung Entſchädigung zu leiſten .
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